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172 Bekanntmachung der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zwischen der Stadt Dren-
steinfurt und der Stadt Sendenhorst über eine 
gemeinsame Beschulung der Hauptschüler 
und Hauptschülerinnen der Städte 
Sendenhorst und Drensteinfurt 

 

Die Städte Drensteinfurt und Sendenhorst haben gem. §§ 
1 und 23 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 
621/SGV NRW 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12.05.2009 (GV. NRW. 2009, S. 298) in Verbindung mit 
§ 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (SchulG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14.02.2012 (GV. NRW. S. 97), 
nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
geschlossen: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
über eine gemeinsame Beschulung der Hauptschüler und 

Hautschülerinnen der Städte 
Sendenhorst und Drensteinfurt 

vorn 03.07.2012. 

 

Präambel 

In der Stadt Sendenhorst befindet sich die Teigel-
kampschule auf Grund mangelnder Nachfrage, in der 
Stadt Drensteinfurt die Christ-König-Schule auf Grund 
der Einführung einer Sekundarschule im Auslaufbetrieb. 

Im gemeinsamen Bemühen, auch weiterhin ein Angebot 
für eine qualitativ gute Ausbildung für die Schüler und 
Schülerinnen der Hauptschulen vorzuhalten, sollen diese 
künftig gemeinsam beschult werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen wird zwischen den Städten 
Sendenhorst und Drensteinfurt gemäß §§ 1 und 23 bis 25 
des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 01. Oktober 1979 
(GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 298, 326) in Verbindung 
mit § 78 Abs. 8 Schulgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. 
Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), sowie der Beschlüsse 
der Räte der Stadt Sendenhorst vom 28.06.2012 und der 
Stadt Drensteinfurt vom 02.07.2012, folgende öffentlich-
rechtliche Vereinbarung geschlossen: 

 

§ 1 

(1) Zur Sicherung der Schulform Hauptschule für 
die Schüler und Schülerinnen der beiden Städte, zur 
Erhaltung einer qualitativ guten Ausbildung und zur 
Gewährleistung angemessener Schul- und Klassengrößen 
werden die Schüler und Schülerinnen aus Sendenhorst 
und Drensteinfurt ab dem 01. August 2012 gemeinsam 
beschult. 

(2) Die Hauptschule wird unter dem Namen 
„Christ-König-Schule“ mit dem Hauptstandort Senden-
horster Straße 13 in Drensteinfurt und dem Teilstandort 
Teigelkamp 5 in Sendenhorst geführt. 



282 Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 

 

§ 2 

Die Schulleitung hat die Aufteilung der Klassen nach den 
Vorgaben über die Klassenbildung und den räumlichen 
Gegebenheiten vorzunehmen. 

 

§ 3 

(1) Die Stadt Sendenhorst und die Stadt Dren-
steinfurt unterrichten sich im Zuge dieser Kooperation 
gegenseitig über alle Maßnahmen und stimmen Ent-
scheidungen, die die Hauptschule betreffen, ab. 

(2) Es wird ein „Beirat Hauptschule“ gebildet. 
Dieser Beirat wird mit Vertretern der Stadtverwaltungen 
Sendenhorst und Drensteinfurt, dem zuständigen Schul-
aufsichtsbeamten sowie den Schulpflegschaftsvor-
sitzenden der beiden Standorte besetzt. Der Beirat berät 
über alle Angelegenheiten, die die Hauptschule betreffen. 

(3) Die gemäß § 78 Abs. 8 Satz 2 Schulgesetz 
notwendige Wahrnehmung der Aufgaben des Schul-
trägers erfolgt durch die Stadt Drensteinfurt (§ 23 Abs. 1 
Var. 1, Abs. 2 S. 1 GkG NW). Zur Vereinbarkeit mit dem 
Schulgesetz wird die Christ-König-Schule Drensteinfurt 
um den Teilstandort Sendenhorst erweitert. 

 

§ 4 

(1) Die Aufwendungen für Instandhaltung, Moder-
nisierung, Bewirtschaftung, Betrieb der Schulgebäude 
und Schulanlagen, insbesondere die Kosten für die 
Hausmeister, die Energiekosten und sonstigen Kosten im 
Zusammenhang mit dem Gebäude, trägt für den Teil-
standort Sendenhorst die Stadt Sendenhorst und für den 
Hauptstandort Drensteinfurt die Stadt Drensteinfurt. 
Gleiches gilt für Aufwendungen für das Inventar und die 
Ausstattung mit technischen Geräten. 

(2) Die Stadt Drensteinfurt trägt die Kosten der 
Lernmittelfreiheit und die Schülerfahrkosten. 

(3) Die Stadt Drensteinfurt trägt die schulinternen 
Kosten. Zu den schulinternen Kosten gehören alle Auf-
wendungen, die unmittelbar mit dem Betrieb der Schule 
in Verbindung stehen. Hierzu zählen insbesondere die 
Aufwendungen für Schulverwaltung, Schulsekretärinnen, 
Versicherungen, Büromaterialien, Arbeitsutensilien, 
Lehrmittel, Schulsozialarbeit und Projekte Berufswahl. 

(4) Die nach § 4 Abs. 2 und 3 ermittelten Kosten 
bzw. Aufwendungen der Lernmittelfreiheit und der 
schulinternen Kosten (mit Ausnahme der Kosten der 
Schulsekretärinnen) sind in das Verhältnis zu der Zahl 
der beschulten Hauptschüler und Hauptschülerinnen ge-
trennt nach beiden Schulstandorten zu bringen und auf 
die Gemeinden zu verteilen. Die Stadt Sendenhorst er-
stattet der Stadt Drensteinfurt anteilig die Kosten der 
Schulsekretärinnen für die Schülerinnen und Schüler aus 
der Stadt Sendenhorst, die an den Hauptstandort 
Drensteinfurt wechseln. Für den Teilstandort Sendenhorst 
stellt die Stadt Sendenhorst eine Schulsekretärin zur 
Verfügung. 

(5) Die Schülerfahrtkosten nach § 4 Abs. 2 werden 
der Stadt Drensteinfurt für alle Schülerinnen und Schüler 
aus der Stadt Sendenhorst in voller Höhe von der Stadt 
Sendenhorst erstattet. Dies gilt auch für die Schülerinnen 

und Schüler, die bisher schon die Christ-König-Schule 
besucht haben. 

(6) Die Mehreinnahmen, die die Stadt Dren-
steinfurt auf Grund der höheren Schülerzahlen aus der 
Stadt Sendenhorst über den Schüleransatz der Schlüs-
selzuweisung generiert, ist bei der Berechnung der 
Kostenverteilung zu Gunsten der Stadt Sendenhorst in 
Abzug zu bringen. 

(7) Freiwillige Zuschüsse für Schülerinnen und 
Schüler, die Leistung nach dem Sozialgesetzbuch oder 
vergleichbaren gesetzlichen Regelungen beziehen, trägt 
die jeweilige Stadt in der die Schülerin oder der Schüler 
den Wohnsitz hat. 

(8) Die für die Ermittlung der Kostenverteilung 
erforderlichen Angaben sind von der Stadt Sendenhorst 
der Stadt Drensteinfurt zur Verfügung zu stellen. Beide 
Städte gewähren gegenseitig eine Einsichtnahme in die 
für die Ermittlung erforderlichen Unterlagen. 

 

§ 5 

In allen Fragen der Durchführung dieser Vereinbarung ist 
Einvernehmen der Beteiligten anzustreben. Sofern dies 
nicht zu erzielen ist, entscheidet die Schulaufsicht bei der 
Bezirksregierung Münster. 

 

§ 6 

(1) Diese Vereinbarung wird für die Dauer von 5 
Jahren abgeschlossen. 

(2) Die Beteiligten können diese Vereinbarung nur 
aus wichtigem Grund zum 31.01. eines Jahres zum Ende 
des Schuljahres kündigen. Als wichtige Gründe gelten 
insbesondere: 

1. Die Schulaufsichtsbehörde fordert schulorgani-
satorische Maßnahmen, die einer Fortführung 
dieses Teilstandortes entgegenstehen. 

2. Zahlungsverpflichtungen nach dieser Vereinba-
rung werden nicht erfüllt. 

 

§ 7 

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Oberen 
Schulaufsichtsbehörde und tritt gemäß § 24 des Gesetzes 
über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit am Tage nach 
der Bekanntmachung im Veröffentlichungsblatt der 
Oberen Schulaufsichtsbehörde in Kraft. 

Sendenhorst, den 03.07.2012 

Für die Stadt Sendenhorst: 

gez. Berthold Streffing 
Bürgermeister 

gez. Jürgen Mai 
Dienstbereichsleiter 

Drensteinfurt, den 03.07.2012 

   Für die Stadt Drensteinfurt: 

   gez. Paul Berlage 
   Bürgermeister 

   gez. Gregor Stiefel 
   Fachbereichsleiter 
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Genehmigung 

Gem. § 24 Abs. 2 u. 3, § 29 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 
621/SGV NRW 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12.05.2009 (GV. NRW. 2009, S. 298) in Verbindung mit 
§ 78 Abs. 8 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (SchulG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14.02.2012 (GV. NRW. S. 97), ge-
nehmige ich im Einvernehmen mit dem Landrat des 
Kreises Warendorf als untere staatliche Verwaltungsbe-
hörde die öffentlich-rechtliche Vereinbarung der Städte 
Drensteinfurt und Sendenhorst über die gemeinsame 
Beschulung der Hauptschüler und Hauptschülerinnen der 
Städte Drensteinfurt und Sendenhorst, deren Abschluss 
vom Rat der Stadt Sendenhorst am 28.06.2012 und vom 
Rat der Stadt Drensteinfurt am 02.07.2012 beschlossen 
wurde. 

 

 

Bekanntsmachungsanordnung 

Die vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen der Stadt Drensteinfurt und der Stadt 
Sendenhorst sowie meine Genehmigung werden hiermit 
gem. § 24 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2012 S. 281-283 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

173 Verordnung über die Einrichtung von 
Bezirksfachklassen an Berufskollegs im 
Regierungsbezirk Münster 

 

Auf Grund des § 84 Abs. 2 Schulgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. 
Februar 2012 (GV. NRW. S. 97), wird verordnet: 

 

§ 1 

Bezirksfachklassen an Berufskollegs im Regierungs-
bezirk Münster werden nach Maßgabe der Anlage zu 
dieser Verordnung gebildet. 

 

§ 2 

Die Verordnung tritt mit Beginn des Schuljahres 
2012/2013 am 01.08.2012 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Einrichtung 
von Bezirksfachklassen an Berufskollegs im Regierungs-
bezirk Münster vom 20.07.2011 außer Kraft. 

 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2012 S. 283-293 
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174 Unterhaltung von Wettannahmestellen 

Bezirksregierung Münster             Münster, 18.07.2012 
- 21.03.01.01 - 

Dem Buchmacher Herrn Henry Kalkmann, Am Wall 21-
23, 44866 Bochum, habe ich gemäß § 2 Absatz 2 
Rennwett- und Lotteriegesetz unter dem Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs gestattet, bis zum 30.06.2013 
Wettannahmestellen in den Geschäftsräumen Horster Str. 
210, 45968 Gladbeck, Herner Str. 5 und Herner Str. 175, 
45657 Recklinghausen, Berliner Platz 7, 44579 Castrop-
Rauxel, Lockhofstr. 8, 45881 Gelsenkirchen, Hauptstr. 8, 
45879 Gelsenkirchen, Pelsstr. 8, 46244 Bottrop, Albers-
loher Weg 1, 48155 Münster, und Kurfürstenstr. 9, 45657 
Recklinghausen, für die Annahme und Vermittlung von 
Pferdewetten zu unterhalten. 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2012 S. 294 

 

 

175 Zusammenlegung der Katholischen Kirchen-
gemeinde St. Pankratius und St. Marien in 
Emsdetten zu einer neuen Kirchengemeinde 
unter dem Namen „Kath. Kirchengemeinde 
St. Pankratius“ am 15.09.2012 

 

 

U r k u n d e 

über die Errichtung der Katholischen 
Kirchengemeinde St. Pankratius 

in Emsdetten 

1. Nach Anhörung des Priesterrates gemäß can. 
515 § 2 des CIC lege ich die katholischen Kirchenge-
meinden St. Pankratius und St. Marien in Emsdetten mit 
Wirkung vom 15. September 2012 zu einer neuen Kir-
chengemeinde unter dem Namen 

Katholische Kirchengemeinde St. Pankratius 

in Emsdetten zusammen. Sitz der Kirchengemeinde ist 
Emsdetten. 

2. Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden hören die Kirchengemeinden St. Pan-
kratius und St. Marien zu existieren auf. Das Gebiet der 
neuen Kirchengemeinde wird aus dem der zusammen-
gelegten Kirchengemeinden gebildet, ebenso wie deren 
Mitglieder die Mitglieder der neuen Kirchengemeinde St. 
Pankratius sind. 

3. Die Kirchen behalten ihre bisherigen Patro-
zinien. Pfarrkirche der neuen Kirchengemeinde wird die 
Kirche St. Pankratius. Die Kirche St. Marien wird 
Filialkirche. 

4. Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden geht deren Vermögen, nämlich der 
Grundbesitz, das bewegliche Vermögen sowie alle Forde-
rungen und Verbindlichkeiten auf die Kirchengemeinde 
St. Pankratius über. 

Die Pfründestiftungen werden zu einem Pfarrfonds 
zusammengelegt. Soweit Küsterei- oder Organistenfonds 
bestehen, werden diese aufgelöst und deren Vermögen 
dem jeweiligen Kirchenfonds zugeschrieben. Die Neu-
ordnung des Grundbesitzes in der Kirchengemeinde er-
folgt durch gesonderte bischöfliche Urkunde. 

5. Zur Verwaltung und Vertretung des Vermögens 
in der Kirchengerneinde St. Pankratius wird durch be-
sondere bischöfliche Urkunde ein Verwaltungsausschuss 
bestellt, der bis zur Konstituierung des neu gewählten 
Kirchenvorstandes im Amt bleibt. Für ihn gelten die Vor-
schriften des Gesetzes über die Verwaltung des ka-
tholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924. 

 

 

 

U r k u n d e 

über die Bestellung eines Verwaltungsausschusses 

Durch Urkunde des Bischofs von Münster vom 04. Juli 
2012 werden die katholischen Kirchengemeinden St. 
Pankratius und St. Marien in Emsdetten mit Wirkung 
vom 15. September 2012 zur neuen Kirchengemeinde St. 
Pankratius zusammengelegt. 

Zur Verwaltung und Vertretung des Vermögens in der 
neuen Kirchengemeinde St. Pankratius Emsdetten be-
stelle ich gemäß § 19 des Gesetzes über die Verwaltung 
des katholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 
einen Verwaltungsausschuss als Vertretungsorgan, dem 
folgenden Personen im Einvernehmen mit der Staats-
behörde angehören: 

  1. Herr Pfarrer Christoph Rensing, Vorsitzender 
  2. Frau Silvia Albers 
  3. Herr Bernhard Beike 
  4. Herr Franz-Josef Bertels 
  5. Herr Markus Bertels 
  6. Herr Karl-Ludwig Borgmann 
  7. Herr Ulrich Breulmann 
  8. Herr Manfred Eßmann 
  9. Frau Petra Fischer-Scherberich 
10. Herr Klemens-August Hoppe 
11. Herr Manfred Kloppenborg 
12. Herr Ludger Kortmann 
13. Herr Heinz Laumann 
14. Frau Marietheres Lengers 
15. Frau Antonia Löbbel 
16. Herr Jürgen Möllerherm 
17. Herr Helmut Robertz 

Der Verwaltungsausschuss wählt aus seiner Mitte eine/n 
stellvertretende/n Vorsitzende/n. 

Für den Verwaltungsausschuss gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über die Verwaltung des katholischen Kir-
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chenvermögens vom 24. Juli 1924 in seiner jeweiligen 
Fassung. Der Verwaltungsausschuss führt das Siegel des 
Kirchenvorstandes. 

Die Amtszeit des Verwaltungsausschusses endet mit der 
Konstituierung des neuen Kirchenvorstandes. 

 

 

U R K U N D E 

Die durch die Urkunde des Bischofs von Münster vom 
04. Juli 2012 benannte Zusammenlegung der Katholi-
schen Kirchengemeinden St. Pankratius und St. Marien in 
Emsdetten zu einer neuen Kirchengemeinde unter dem 
Namen „Katholische Kirchengemeinde St. Pankratius“ in 
Emsdetten mit Wirkung zum 15. September 2012 wird 
gemäß § 4 der Vereinbarung über die staatliche Mitwir-
kung bei der Bildung und Veränderung katholischer Kir-
chengemeinden vom 21.11.1960 staatlich anerkannt. 

 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2012 S. 294-295 

 

 

176 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

Bezirksregierung Münster 
Az.: 500-53.0044/12/0117867-0003/0003.V 

48143 Münster, den 13.07.2012 

Die Gerhardi Kunststofftechnik GmbH hat mit Antrag 
vom 31.05.2012 einen Antrag zur Änderung und zum 
Betrieb ihrer Oberflächenbehandlungsanlage auf dem 
Grundstück in 49479 Ibbenbüren, St.-Josef-Straße 101-
111, Gemarkung Ibbenbüren, Flur 151, Flurstücke 208 
und 209, vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist 

• die Errichtung und der Betrieb einer Ver-
suchsgalvanik  

• die Umnutzung des bisherigen Giftlagers 2 zum 
Bereitstellungsregal für nicht gefährliche Flüs-
sigkeiten  

• die Errichtung und der Betrieb eines neuen 
Giftlagers für 8 IBCs oder Europaletten. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 
da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 
Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 
gez. André Riesmeier 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2012 S. 295 

 

 

177 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

Bezirksregierung Münster 
500-53.0003/12/9989702/0001/0001.V 

48147 Münster, den 18.07.2012 

Die Bioenergie Dernekamp GmbH & Co. KG, Derne-
kamp 30, 48249 Dülmen, hat hier einen Antrag zur Er-
richtung und zum Betrieb einer Biogasanlage auf dem 
Grundstück Gemarkung Dülmen-Kirchspiel, Flur 99, 
Flurstücke 12, 24 und 49, vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages sind 

• die Leistungserhöhung des Blockheizkraft-
werkes (BHKW) der bestehenden Biogasanlage 
von derzeit 250 kW elektrisch (entspricht einer 
Feuerungswärmeleistung von ca. 619 kW) auf 
265 kW elektrisch (entspricht einer Feuerungs-
wärmeleistung von ca. 656 kW),  

• die Errichtung und der Betrieb eines zweiten 
Blockheizkraftwerkes mit einer elektrischen 
Leistung von 265 kW (Feuerungswärme-
leistung ca. 656 kW), 

• die gasdichte Abdeckung des vorhandenen 
Gärrestlagers und 

• die Nutzung der Decke oberhalb des Tech-
nikraumes als Lagerfläche 

sowie der Betrieb der geänderten Gesamtanlage. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt.  

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 
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da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 
Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 
gez. Horst Werner Wolter 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2012 S. 295-296 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die 
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 48128 Münster zu richten. – Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger 
erscheint wöchentlich. Redaktionsschluss: Freitag 10.00 Uhr. – Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich
51,00 €. Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €. Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 0,50 € 
Versandkosten erhoben. Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 2,00 € Versandkosten, werden Ende des Jahres per 
Rechnung ausgewiesen.  
 
Abonnementsbestellungen und – Kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 
 
Bezug durch die Bezirksregierung Münster 
Domplatz 1-3, 48143 Münster, 
Auskunft erteilt Frau Brockmeier, Tel-0251-411-1097 
Email: poststelle@brms.nrw.de 
 
Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Münster 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Münster 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Amtsblatt 

für den Regierungsbezirk Münster

Bezirksregierung Münster 

48128 Münster 

 


